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TOP II.21:  Schaffung einer rechtlichen Grundlage für die Quellen-

Telekommunikationsüberwachung (Quellen-TKÜ) 

 

Berichterstattung: Berlin 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben sich vor dem Hintergrund des Urteils 

des Bundesverfassungsgerichts vom 20. April 2016 – 1 BvR 966/09 – zur Vereinbar-

keit des Bundeskriminalamtsgesetzes (BKAG) mit dem Grundgesetz mit der Thematik 

der Quellen-TKÜ befasst. Sie sind der Auffassung, dass die Quellen-TKÜ ein unver-

zichtbares Instrument der Strafverfolgung darstellt.   

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten den Bundesminister der Justiz und 

für Verbraucherschutz um Prüfung, wie im Lichte der verfassungsgerichtlichen Recht-

sprechung eine eigenständige Rechtgrundlage für den Einsatz der Quellen-TKÜ ge-

schaffen werden kann.  
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